M35. Freitag 


7, 


den 11, Februar 1848. 


des Großherzoglhums Poſen. 


Bekanntmachung. 

In einem öffentlichen Blatte iſt kürzlich der Wunſch ausgeſprochen wor⸗ 
den, daß eine Einrichtung getroffen werden möge, vermittelſt welcher überall 
im Lande jeder Beitrag zur Unterſtützung der Nothleidenden in Ober⸗Schle⸗ 
fien entgegengenommen und nach dem Beſtimmungsorte befördert werden 
könnte, weil alsdann auch Minderbemittelte ſich beeifern würden, für ihre 
bedrängten Brüder Opfer zu bringen. Da die in den Kreiſen Rybnick und 
Pleß zu einer furchtbaren Höhe geſtiegene Noth Alle, welche zur Milderung 
derſelben mitwirken können, zu gemeinſamen Anſtrengungen aufruft, und da 
es, um die im Einzelnen ſchwachen, nur durch die Zahl ſtarken Kräfte zu einer 
großen Geſammtwirkung zu vereinigen, allerdings der erwähnten Einrichtung 
bedarf, ſo ſind, um dieſem Bedürfniſſe entgegenzukommen, alle Preußiſchen 
Poſt⸗Anſtalten durch die nachſtehende Verordnung angewieſen worden, Bei 
träge zur Unterſtützung der Nothleidenden in den gedachten Kreiſen anzunch- 
men und ſelche portofrei dem betreffenden Unterſtützungs-Comité in Breslau 
zuzuführen. Die Redaktionen aller Preußiſchen Zeitungen werden ergebenft 
erſucht, dieſe Bekanntmachung nebſt der Verordnung in ihre Spalten aufzu⸗ 
nehmen. Berlin, den >. Februar 1848. General-Poſt⸗Amt. 

Verordnung. In den Oberſchleſiſchen Kreiſen Rybnick und Pleß 
herrſcht in Folge wiederholter völliger Mißärndten grenzenloſe Noth. Zu dem 
äußerſten Mangel hat ſich eine verheerende Seuche geſellt. Immer dringen- 
der ergeht für die ſo ſchwer Bedrängten, für die Verzweifelnden der Ruf um 
Hülfe, un r Der im Vaterlande ſo allgemein verbreitete wohlthä⸗ 
tige Sinn läßt Hülfe in reichem Maße hoffen, wenn Allen, welche helfen 
wollen, auch den Minderbemittelten, eine nahe Gelegenheit dargeboten wird, 
jede, auch die kleinſte Gabe auf die ſchnellſte und ſicherſte Weiſe an die Orte 
der Bedrängniß gelangen zu laſſen. Damit es nirgends an einer ſolchen 
Gelegenheit fehle, werden ſämmtliche Poſt-Anſtalten, Hof- und Ober-Poſt⸗ 
Aemter, die Poſt-Aemter und Poſt⸗Verwaltungen, Poſt- Expeditionen und 
Brief- Sammlungen hierdurch angewieſen, Geldſpenden von jedwedem, auch 
dem geringſten Betrage zur Unterſtützung der Nothleidenden der Kreiſe Ryb— 
nick und Pleß anzunehmen und ſolche dem Ober-Poſt⸗Amte in Breslau zur 
Ablieferung an das Comité, welches fi damit zu dem gedachten Zwecke ge⸗ 
bildet hat, portofrei in kurzen Friſten zu überſenden. Ueber die einzelnen Ge⸗ 
ber und Gaben müſſen genaue Liſten geführt werden, welche den Sendungen 
beizufügen und mit den betreffenden Summen an das Comite abzuliefern 
ſind, damit daſſelbe in den Stand geſetzt werde, den Eingang jedes einzelnen 
Beitrages nachweiſen zu können. In dem Zwecke dieſer Sammlungen wer⸗ 
den die Poſt⸗Beamten eine dringende Aufforderung finden, ſich der damit 
verbundenen Mühwaltung mit der größten Bereitwilligkeit zu unterziehen und 
auch die kleinſte Gabe mit der Freundlichkeit in Empfang zu nehmen, welche 
dem Geber die Ueberzeugung gewährt, daß auch ſein Scherflein als ein dan— 
kenswerther Beitrag zur Unterſtützung nothleidender Brüder anerkannt wird. 

Berlin, den 5. Februar 1848. General- Poſt⸗Amt. 


Inland. 


Berlin, den 9. Febr. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Kaiſerl. Ruſſiſchen Wirklichen Staatsrath und Bice-Präfidenten der Kaiſerl. 
Geſellſchaft der Naturforſcher zu Moskau, Gotthelf Fiſcher von Wald— 
heim, den Rothen Adler» Orden zweiter Klaſſe zu verleihen; den Hauptmann 
a. D. von Suchodolski zum Landrath des Kreiſes pleſchen und den feitheri- 
gen Regierungs- Aſſeſſor von Reichmeiſter zum Landrath des Kreiſes 
Obornick, im Regierungs⸗ Bezirk Poſen, zu ernennen; und dem Rendanten bei 
der Kaſſe der landwirthſchaftlichen Regierungs-Abtheilung zu Frankfurt, Lüdecke, 
dem Rendanten der General-Kommiſſions-Kaſſe zu Stargard, Schafft, und 
dem General-Kommiſſions⸗Sekretair Czerlins ki zu Poſen den Charakter 
„Rechnungs-Rath“, ferner dem Regierungs-Sekretair Fieck zu Frankfurt den 
Charakter „Kanzlei- Rath” zu verleihen. g 


Der Juſtiz⸗Kommiſſarius und Notarius Sabarth zu Kreutzburg iſt als 
Juſtiz.Kommiſſarius, unter Beilegung der Praxis bei den Untergerichten des Ra⸗ 
tiborer Kreiſes, an das Land- und Stadtgericht zu Ratibor verſetzt und zum No⸗ 
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tarins im Departement des Königlichen Ober-Landesgerichts zu Ratibor ernannt 
worden. er ee 

Sr. Ercellenz der Geheime Staats-Miniſter Graf von Alvensleben, 
iſt von Erxleben, der außerordentliche Geſandte und bevollmächtigte Miniſter am 
Großherzoglich Badiſchen Hofe, General-Major von Radowitz, von Paris 
und der Ober-Präſident der Provinz Poſen, von Beurmann, von Poſen 
hier angekommen. 8 

Der Kaiſerlich Oeſterreichiſche Geheime Rath, Graf v. Colloredo-Walbd⸗ 
ſee, iſt von Paris kommend, nach Wien gereiſt. 


Ständiſche Angelegenheiten. 


Zehnte Sitzung des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes. 
(29. Januar) [Schluß.] 

Im ferneren Verlauf der Debatte wurden einige minder bedeutende Er⸗ 
örterungen an die §§. 20. bis 25. (welche beſonders von der Caſſation der 
Beamten und von den Folgen dieſer Strafe handeln) geknüpft, ohne daß 
jedoch dieſe SS. irgend eine weſentliche Veränderung erleiden. 

Intereſſant ſind hierbei nur einige Bemerkungen über die Strafen des 
Adels⸗Verluſtes. Regierungs⸗Kommiſſarius Biſchoff verweiſet darauf, daß 
nach der alten Criminal⸗Ordnung nur der König befugt geweſen wäre, den 
Adel und die Orden abzuerkennen; nach dem Entwurf gehe dieſe Befugniß 
ſelbſtſtändig auf den Richter über. Graf Galen verlangt, daß die Noth⸗ 
wendigkeit der Königl. Beſtätigung beim Adels-Verluſt noch jetzt fortdauern ſoll. 

Vice-Marſchall von Roch ow tritt dem entgegen, indem er erklärt: „Ich 
ſtimme damit überein, daß die Beſtätigung Sr. Maj. des Königs für ein 
Urtheil der Aberkennung des Adels nicht mehr ſtattſinde. Der Adel verleiht 
bei uns kein politiſches Recht, wenn man nicht den eximirten Gerichtsſtand, 
den er mit vielen Anderen theilt, dafür halten will. Dieſer iſt in der That 
ſo unbedeutend, daß man darin kein Privilegium erkennen wird. Nach mei⸗ 
ner Anſicht iſt der Adel weiter nichts, als das Recht, ſeinem Namen eine 
Partikel oder einen längeren Titel beizufügen, als Zeugniß, daß die Vorfahren 
deſſen, der ſich dieſes Rechts bedient, ehrenwerthe Leute waren, und als 
Mahnung ſelbſt ein ehrenwerther Mann zu ſein. 

(Einzelne Stimmen: Bravo.) 

Dies kann von demjenigen, der einen ehrenvollen Namen trägt, als ein 
ſehr großes und ſchönes Recht betrachtet werden, es ſchmälert aber keinen 
Andern in ſeinen Rechten, und jeder Andere mag es ſo hoch oder niedrig an⸗ 
ſchlagen, als er will; wenn aber angenommen werden muß, daß Jemand eine 
ehrenrührige Handlung begangen, daß er auf dieſes Recht keinen Werth lege, 
daß es auf ihn keine Wirkung gehabt habe, ſo iſt es auch auf ihn nicht 
mehr anwendbar und muß von diefem Augenblicke an aufhören.“ 

(Abermaliges: Bravo!) 

Die Verſammlung erklärt ſich auch faſt einſtimmig gegen den Antrag 
des Grafen Galen. £ 
.Der Abg. Hüffer trägt darauf an, daß der Adel gar nicht unter die- 
jenigen Ehrenrechte gezählt werde, welche durch einen Urtheilsſpruch aberkannt 
werden ſollen, und zwar aus zwiefachen Grunde, einmal, weil darin, ſo lange 
wir noch ein Verhältniß nach Ständen in unſerem Staate hätten, eine Ver⸗ 
letzung für den Bürger und eine Ungerechtigkeit für den Adel liege. Der 
Bürger müſſe ſich tief verletz fühlen durch den Gedanken, daß der entehrte 
Adlige in den Bürgerſtand zurückverſetzt werden ſolle. 

(Theilweiſe Zeichen von Mifbilligung.), ö 8 
und daß auf dieſe Weiſe der Bürgerſtand die Strafſection für den Adel würde. 
(Einzelne Stimmen: Oh h,, 4 

Aber auch für den Adel felbft liege in dieſer Beſtimmung eine entſchie— 
dene Ungerechtigkeit, indem für ihn eine Strafe geſchaffen werde, die für die 
anderen Staatsbürger nicht vorhanden ſei, und weil außerdem der Adelsver⸗ 
luſt auch auf die übrigen Glieder der Familie zurückfalle, weil alſo dadurch 
eine Verletzung der unſchuldigen Familie ſtattfinde. 8 

Der Antrag des Abg. Hüffer findet aber keine weitere Unterftügung. 


Elfte Sitzung des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes. 
8 ebruar.) 
Der Abg. Camphauſen kommt zunächſt noch einmal auf die geſtern 


erledigte Diskuſſton über den Verluſt der Standſchaft und der andern ähnli⸗ 
chen Ehrenrechte in Folge einer temporairen Aberkennung der allgemeinen 
bürgerlichen Ehre zurück. Er macht, da von der anderen Seite ein ſo be⸗ 
ſonderes Gewicht auf die Bedeutung der Standſchaft gelegt ſei, heut, um 
beide Theile zu befriedigen, den Vorſchlag, „daß bei der zeitlichen Aberken⸗ 
nung der Ehrenrechte das Recht, als Mitglied zu einer ſtändiſchen Verſamm⸗ 
lung gewählt zu werden, auf immer aufhöre; daß dagegen bei Aberkennung 
der Ehrenrechte auf Zeit das Recht Mitglied der Gemeinde zu ſein und an 
den Wahlen für Gemeinden und für ſtändiſche Werfammlungen Theil zu 
nehmen, nach Ablauf der im Urtheil beſtimmten Friſt von Rechts wegen wie⸗ 
der auflebe,“ daß alſo unterſchieden werde zwiſchen aktivem und paffivem 
Wahlrecht — dieſer Vorſchlag findet Beifall und wird zur näheren Prü⸗ 
füng an die Abtheilung verwieſen. 


Nunmehr wendet ſich die Berathung zum §. 8. des Entwurfs, 

zu der früher ausgeſetzten Frage, 
ob bei Verurtheilung zur Todesſtrafe zugleich auf Verluſt der bürgerlichen 
Chren zu erkennen ſei. 

Einige Mitglieder ſind dagegen, daß die Todesſtrafe noch durch den 
Verluſt der bürgerlichen Ehre geſchärft werden könne, weil dieſe höchſte Strafe 
keiner weiteren Schärfung fähig ſei. 

Andere Stimmen machen mit dem Miniſter v. Savigny darauf aufs 
merkſam, daß ein ſehr großer Unterſchied zwiſchen famirenden und nicht 
ſamirenden Capital⸗Verbrechen beſtehe und daß es zweckmäßig ſei, dieſen 
Unterſchied eben fo in der Todesſtrafe auszudrücken, als er bei der Freiheits- 
ſtrafe ausgedrückt werde, welche auch in famirende und nicht famirende Frei⸗ 
heitsſtrafe zerfalle. 5 

Der Abg. Krauſe erklärt es für überflüſſig, daß ſich das Geſetz dar⸗ 
über ausſpreche, ob das Andenken eines hingerichteten Verbrechers ehrlos ſei 
oder nicht. Das Volk wiſſe das am Beſten zu beurtheilen, es werde ſich 
durch einen Ausſpruch des Geſetzes nicht binden laſſen. Wenn der Franzöſi⸗ 
ſche Gerichtshof den Sandwirth Hofer und den Buchhändler Palm als 
Ehrloſe niederſchießen ließ, ſo hat Deutſchland, ja Europa, niemals einen 
Zweifel darin geſetzt, daß beide ehrenwerthe Männer geweſen ſind. 

Bei der Abſtimmung wird die Frage 
„Sollen neben der Todesſtrafe in den im Geſetz 
Fällen die Ehrenrechte aberkannt werden können?“ 

mit großer Majorität bejahet. 

Der früher genehmigte §. 38. des Entwurfs 
„Alle Strafurtheile, in welchen auf Todesſtrafe, Zuchthausſtrafe, eine 
längere als fünfjährige Freiheitsſtrafe oder auf den Verluſt der Ehrenrechte 
erkannt wird, ſollen öffentlich bekannt gemacht werden,“ 

wird heut in Folge der inzwiſchen eingetretenen Eintheilung der Verbrechen, 


nämlich 


namentlich beſtimmten 


in 1) Polizeipergehen, 2) Verbrechen oder Vergehen, 3) Schwere Verbrechen 


170 


(ſolche bei denen der Verluſt der Ehre auf immer eintritt) hahin modiſizirt: 


daß die öffentliche Bekanntmachung nur bei Straferkenntniſſen über ſchwere 2 
5 N - vorbereitenden Handlungen find die Strafen in den SS. 84 und 85 beſtimmt. 


Verbrechen erfolgen ſolle. „ e NEREN 
Hiermit ſchließen die Berathungen über den allgemeinen Theil. 
Zweiter Theil. 7 
Von den einzelnen Verbrechen und deren Beſtrafung. 
Die Verhandlungen wenden ſich nunmehr zu dem zweiten Theile des 


Entwurfs, zur Erörterung der einzelnen Verbrechen ſelbſt, und zwar zunächſt 


zu der wichtigen und in neuerer Zeit in Folge des Polenprozeſſes ſo vielfach 
beleuchteten Lehre vom Hochverrath. 1 Hr . vr 

F. 80. Wer es unternimmt: 1) das Leben, die Geſundheit oder die 
Freiheit des Königs zu gefährden, oder 2) das Königliche Haus oder den 
König zu verdrängen, oder die Thronfolge zu verändern, oder 3) die Staats⸗ 
Verfaſſung gewaltſam zu ändern, oder 4) das Staatsgebiet ganz oder theil⸗ 
weiſe der Herrſchaft des Königs zu entziehen, macht ſich des Hochverraths 
ſchuldig und iſt mit der Todesſtrafe zu belegen. Im Falle der Gefährdung 
des Lebens, der Geſundheit oder der Freiheit des Königs iſt auf geſchärfte 
Todesſtrafe zu erkennen. n 

S8. 81. Der Hochverrath iſt mit jeder Handlung vollendet, durch welche 
das verbrecheriſche Vorhaben unmittelbar zur Ausführung gebracht werden ſoll. 
Gutachten der Abtheilung zu SS. 80. und 81. f 

Die Veſtimmungen der §§. 80. und 81. ſtehen in fo engem Zuſammen⸗ 
hange, daß ſie nothwendig auch in einem Paragraphen hätten zuſammenge⸗ 
faßt werden müſſen. Denn nicht das bloße Unternehmen ſoll, wie es nach 
§. 80 ſcheinen könnte, ſtrafbar ſein, ſondern dieſe Folge tritt nach §. 8! erſt 
dann ein, wenn durch eine Handlung das verbrecheriſche Vorhaben unmittel⸗ 
bar zur Ausführung gebracht werden fol. Was die Beſtimmung im §. 80 
darüber, welche Unternehmungen nach Maaßgabe ihres Zwecks als Hochver— 
rath angeſehen werden, betrifft, ſo findet ſich im Allgemeinen dagegen nichts 
zu erinnern. Dagegen iſt die zweite Abtheilung der Meinung, daß die Bes 
fimmung sub Nr. 2 in Betreff des Unternehmens, die Thronfolge zu ver⸗ 
ändern, auf Handlungen zur Anwendung gebracht werden könnte, welche 
weder als unerlaubt, noch weniger aber als ſtrafbar erſchienen, da nach der 
Faſſung dieſer Beſtimmung ſchon jeder Rath, jeder Vorſchlag, die Thronfolge 
zu ändern, felbft bei der wohlwollendſten Abſicht, Hochverrath fein würde. 
Um das Verbrecheriſche beſſer zu charakteriſtren, und um zugleich das Unbe⸗ 
ſtimmte in dem Worte „Thronfolge“ zu beſeitigen, hat ſich die Abtheilung 
mit 10 gegen 1 Stimmen dafür entſchieden, daß ſtatt der Worte „Thron⸗ 
folge zu verändern“ geſagt werde: „die Thronfolge-Ordnung umzuſtoßen.“ 
Ferner wird der Schlußſaz in F. 80 fortfallen müſſen, da die Verſammlung 
ſich gegen die geſchärfte Todesſtrafe ausgeſprochen hat.“ 

Von großem Intereſſe iſt hier zunäͤchſt die Rede des Regierungs⸗Com⸗ 
miſſar Biſchoff: „zur Erläuterung des Syſtems und der Prinzipien, von 
welchen die Regierung bei Abfaſſung der Beſtimmungen in dieſer wichtigen 
Materie ausgegangen ift, erlaube ich mir Einiges zu bemerken, woraus man, 
wie ich hoffe, die Ueberzeugung gewinnen wird, daß der Entwurf, im Ver⸗ 
gleich mit ünferer beſtehenden Geſetzgebung, ſowohl in den älteren Provinzen, 
als am Rhein, eine große Milderung enthält und als ein Fortſchritt zu be⸗ 
trachten iſt. Dieſe Milderung Liegt hauptſächlich in der verſchiedenartigen 
Beſtimmung des Zeitpunktes, mit welchem nach dem gegenwärtigen Entwurf 


das Berbrechen des Hochverraths erſt als vollendet angenommen werden ſoll. 


Das allgemeine Landrecht hatte, wie alle älteren Geſetzgebungen, beim Hoch⸗ 


ſollte, bis zum Aeußerſten ausgedehnt. Es hieß dort im §. 92: „Ein Unter⸗ 
nehmen, welches auf eine gewaltſame Umwälzung der Verfaſſung des Staats 
oder gegen das Leben oder die Freiheit ſeines Oberhaupt abzielt, ift Hoch⸗ 
verrath.“ Hier war alſo ganz allgemein und unbeſ immt geſagt, jedes Un⸗ 
ternehmen, es möge in ſeiner Entwickelung noch ſo wenig . 815 ſein, 


verrath die Grenze, wo die Strafe des vollendeten Verbrechens eintreten 


ſolle vollendeter Hochverrath ſein. Bei der Reviſton hal man fi überzeugt, 
daß das Geſetz fo weit, wie das allgemeine Landrecht in klebereinſtimmung 
mit dem ältern gemeinen Deutſchen Kriminalrechte und dem Römifchen Rechte 
ging, nicht gehen dürfe. Es wurden danach Todesurtheile erlaſſen, von denen 
Jeder zum Voraus die Ueberzeugung hatte, daß man fie nicht vollſtrecken 
könne. Allerdings erforderte das Verbrechen des Hochverraths in Anſchung 
des Verſuchs eine andre Beurtheilung, als andre Verbrechen; denn wenn 
man ſich darauf beſchränken wollte, den Hochverrath erſt dann als vollen⸗ 
det anzuſehen und zu beſtrafen, wenn er nach allgemeinen Prinzipien kon⸗ 
ſumirt ſei, ſo würde man geradezu ausſprechen, daß er in vielen Fällen 
ſtraflos wäre. Wenn erſt die Verfaſſung des Staats umgeſtürzt iſt, 
wenn diejenigen, welche dieſes verbrecheriſche Treiben vollführt haben, an der 
Regierung ſtehen, wird man nicht mehr im Ernſte davon reden können, daß 
noch eine Beſtrafung derſelben erfolgen ſolle. Allein hier kommt es darauf 
an, die richtige Mitte zu finden, und in dieſer Hinſicht läßt ſich nicht läugnen, 
daß man der Franzöſiſchen Jurisprudenz und Legislation das Verdienſt zu⸗ 
erkennen muß, daß es ihr gelungen iſt, eine ſolche Mitte zu finden. Es iſt 
dieſer Ausweg ſchon angedeutet im Code penal, hauptſächlich aber demnächſt 
weiter entwickelt und zu entſprechendem Erfolge geführt worden bei der Re- 
viſton des Strafrechts, welche im Jahre 1832 in Frankreich ſtattfand. Bei 
dieſer Reviſton hat man allerdings den Verſuch unter Umſtänden der Vollen⸗ 
dung gleichgeſtellt; allein man hat geſagt, es ſoll nur als Verſuch in dieſem 
Sinne betrachtet merden das Attentat, welches die Deutſchen Geſetzgebun⸗ 
gen, welche dem Franzöſiſchen Rechte gefolgt find, ihrerſeits Angriff genannt 
haben. Unter Angriff verſteht man aber die nächſtliegende unmittelbare Hand⸗ 
lung, durch welche das hochverrätheriſche Unternehmen direkt zum Ziele ge⸗ 
führt werden ſoll, als die letzte Handlung, deren ſich der Verbrecher ſchuldig 
macht, um feinen Zweck zu erreichen. Dieſe Art der Handlung iſt im Eut⸗ 
wurfe, welcher den vorſtehenden Grundſätzen gefolgt iſt, im §. 81 nur als 
diejenige bezeichnet, welcht als Hochverrath im eigentlichſten und ſtrengſten 
Sinne anzuſehen iſt, und welche allein die eigentliche Strafe des Hochverraths 
trifft. Nächſt dieſer letzten unmittelbaren, auf Vollführung des hochverräthe⸗ 
riſchen Zweckes gerichteten Handlung kommt nur noch vor das Komplott, 
gleichfalls in Uebereinſtimmung mit dem Franzöſiſchen Recht, und dieſes iſt 
im F. 82 erwähnt. Gleicher Art iſt im F. 83 erwähnt die Aufforderung zu 
dieſem hochverrätheriſchen Unternehmen, aber auch in der eben erwähnten 
engen Begrenzung. Alle übrigen Handlungen zu dem hochverrätheriſchen 
Zwecke ſind lediglich als vorbereitende angeſehen, und in Anſehung dieſer 


v. Saucken⸗Tarputſchen und Auerswald machen darauf auf⸗ 


merkſam, daß der neue Entwurf doch in einigen Fällen Beſtimmungen ent⸗ 


halte, welche viel härter ſeien, als die entſprechenden des Landrechts. Daß 
im §. 80 und unter Nr. 4 genannte Verbrechen gehöre nach dem Landrecht 
nicht unter den Hochverrath ſondern unter den Landesverrath und das 
Landrecht laſſe bei politiſchen Verbrechen ſtets Feſtungshaft zu, während der 
Entwurf in mehreren Fällen Zuchthausſtrafe verordne. 15260 

Jun start Schluß morgen.] Voſſ. Ztg.) 


(Gegenwart und nächſte Zukunft Dänemarks und der Her⸗ 
zogthümer.) — Wenige Tage ſind erſt verfloſſen ſeit dem Ableben des Landes⸗ 
herrn, und ſchon häufen ſich die Ereigniſſe in Dänemarks Hauptſtadt, während 
die Deutſchen Herzogthümer ſo ruhig ſind, als habe kein ihre Verhältniſſe betref⸗ 
fendes Ereigniß ſtattgefunden. Während man in Kopenhagen feine Wünfche 
auszusprechen nicht ſaͤumt, während der alte nordiſche Barde, Paſtor Grundwig, 
deu verſtorbenen König unter den heroiſchen Königen Dänemarks einen Ehrenplatz 
einräumt, und ihn den Volkserwecker nennt, während auch „Kjöbenhagenspoſten“ 
die Poeſie nicht verſchmäht, iſt bisher in den Herzogthümern noch keine Nänie der 
Bruſt entſtiegen. „Holsatia non ecantat,“ iſt ein altes Wort, allein die Gegen⸗ 
wart hat doch das Gegentheil ſonſt bewieſen. Man muß aber nicht glauben, als 
wären die Herzogthümer undankbar in ihrer Pietät gegen ihren verſtorbenen Lanz 
desherrn; es bluten jedoch die Wunden noch tief, die geſchlagen ſind, und ernſte 
Männer, den Ständen augehörig, ſagen mit Beziehung auf dieſe Mißbeſtände: 
„übeler konnte es nicht ſein, wenn wir auch keinen Maßſtab, keine Berechnung 
für die Zukunft haben.“ Niemand wird die Herrſchertugenden verkennen, die 
Dänemarks verſtorbenen König ſchmückten, und gewiß würde das Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteiniſche Volk unter andern Verhältniſſen keinen feiner Fürſten To geliebt haben, 
wie den verſtorbenen Landesherrn, weil es in ſeiner Bildung allerdings ſo weit 
fortgeſchritten iſt, daß es die großen Lichtſeiten des Verſtorbenen begriffen hatte. 
Aber ſie ſtehen vor einer großen dunklen Zukunft, denn kein Menſch hat eine 
Ahnung, wie es werden kann. Die mannichfachen geiſtigen Eigenſchaften des 
verſtorbenen Fuͤrſten boten eine Handhabe, an welche ſich ſtolze Hoffnungen bei 
deſſen Thronbeſteigung anbahnten. Eine Jugend, welche dem Volke der Norwe⸗ 
giſchen Felſen ein ewig glänzendes Gut geſchenkt, machte die demokratiſchgeſinnten 
Parteien in Dänemark und Schleswig- Holſtein lüſtern nach der Norwegiſchen 
Verfaſſung, welche man eifrig ſtudirte, und die man in Wochenblättern abdrucken 
ließ. Als die erſte Adreſſe dem Könige damals überreicht ward, nannte er ſich 
einen Freund der Preſſe. In Dänemark iſt die freie Preſſe auftecht erhalten, 
wenn auch in Einzelheiten bedrückt; in Schleswig- Holſtein ward fie aber unters 
drückt. Große Verbeſſerungen, Fortſchritte in Wiſſenſchaft, Kunſt, Induſtrie, 
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Ackerbau, Wegeweſen und Schulen, ſind in den wenigen Jahren, daß Chriſtian 
VII. feine Daͤniſchen und Deutſchen Staaten beherrſcht, eingetreten und vorberei⸗ 
tet worden. Wie ganz anders iſt es unn. Einſam, ganz einſam, ohne Vater, 
Mutter, Gattin, Bruder, ohne Sohn und ohne jene geiſtigen Bezüge, welche 
mehr als die natürlichen Verwandtſchaften find, ſteht der neue Landesherr da! 
Nur das Eine geht wie eine ſchöne Sage im Munde des Däniſchen Volkes, daß 
er einen dem Volke zugethauen Sinn hat, das Volk liebt. Die Königl, Urkunde 
vom 20. vo. M., in den Däniſchen Blättern ein „offener Brief“ genannt, hat 
bereits weitere Folgen gehabt, die wir als eine kluge politiſche Maßregel bezeichnen 
müſſen. Unterm 24. v. M. iſt an die Däuiſche Kanzlei eine Amneſtie für poli⸗ 
tiſche Vergehen erlaſſen worden, welche in dieſen Tagen auch durch die Deutſche 
Kanzlei in den Herzogthümern veröffentlicht worden iſt. — Die Regierung erſpart 
ſich dadurch eine große gerichtliche Niederlage in den Herzogthümern; denn die 
anhängig gemachten politiſchen Prozeſſe gegen Beſeler, Olshauſen, Tiedemann, 
Rohwer, Wiggers, würden ihr nicht zum Sieg, nicht zur Feſtſtellung ihrer ſtaats⸗ 
rechtlichen Anſichten gedient haben, die etwaige Verurtheilung des vierfach auge⸗ 
klagten Dr. Carl Lorenzen, da er nicht einmal mehr im Lande iſt, wäre noch im⸗ 
mer ſehr zweifelhaft geweſen. Recht ſehr muß man bedauern, daß die Herzog⸗ 
thümer dieſes politiſche Talent bei der weiteren Entwicklung entbehren; denn die 
Zahl der Tagesſchriftſteller iſt ſehr gemeſſen. Mit der Niederſchlagung dieſer 
Proceſſe fehlt es in Schleswig-Holſtein bereits an einem tüchtigen Stoff für Zei⸗ 
tungscorreſpondenten, für die mit der Führung dieſer Sache beauftragten Anwälte, 
um die jtaatsrechtlichen Grundſätze von neuem vorzutragen, jo wie es der Regie⸗ 
rung nun wohl gelingen wird einen Oberſachwalter zur Führung ihrer Geſchäfte 
zu gewinnen. In Kopenhagen hat der Magiſtrat mit dem Oberpräſidenten Lange 
an der Spitze dem Könige eine Adreſſe überreicht. Nachdem er ſeinen Schmerz 
über den Tod des verſtorbenen Königs ausgeſprochen, bedauert derſelbe, daß das 
Friedenswerk nicht zu Stande gebracht ſei, und weiſt darauf hin, daß dieß die 
erhabene Aufgabe des neuen Königs ſein dürfte, der auch die Rechte des Volkes 
befeſtigen werde. Se. Maj. antwortete, daß er für die Theilnahme bei dem 
großen Verluste, der ihn und das Vaterland betroffen, danke. In dem „offenen 
Briefe“ habe er zuerſt vor dem Volke ausgeſprochen, daß es ſeine erſte und wich⸗ 
tigſte Aufgabe ſein werde, dem von ſeinem hochgeliebten Vater gegebenen Bei⸗ 
ſpiele zu folgen, und daß er namentlich das Werk, die Ordnung der öffentlichen 
Verhaͤltniſſe des Staats, wollführen werde, welches auch der Verſtorbene auf feine 
Veranlaſſung mitbeabſichtigt habe, als er auf's Krankenlager geworfen worden 
ſei. Er habe es ſo ausgeſprochen, wie er es in mehrſeitiger Hinſicht für den 
Augenblick auszuſprechen für nöthig gefunden habe. Und wie er ſein Königl. 
Wort gewiß halten werde, ſo verlaſſe er ſich darauf, daß ſein Volk mit Zuver⸗ 
licht zu feinem. Könige den Beſchluß erwarten werde, den er in dieſer wichtigen 
Sache thun werde. Nach dieſer Antwort iſt allerhöchſten Orts beſchloſſen worden, 
daß keine Adreſſen in Betreff der Thronbeſteigung mehr angenommen werben. 
Der Grund ſind ohne Zweifel die beiden Adreſſen, welche die Bürgerrepräſentan⸗ 
ten Kopenhagens und fünfzehn Städteabgeordnete der Inſelſtifte dem Könige ha⸗ 
ben überreichen wollen, die aber jene ablehnende Antwort erhalten haben, weil 
Se. Maj. jetzt mit ſo vielen Staatsgeſchaften überhäuft wären. Das iſt nun in 
Kopenhagen ſehr mißſtimmig aufgenommen worden, und es geht das Gerücht, 
daß dort einige unruhige Auftritte vorgefallen ſein ſollen. Dem Etatsrath Hvidt, 
Vormann der Bürgerrepräſentanten, hat von etwa 3000 Einwohnern, denen er 
die Adreſſe nach jener Ablehnung vorgeleſen, ein Lebehoch bekommen, jo wie dit 
Studenten, die ſich der politiſchen Entwicklung mit Eifer hingeben, den Profeſſo⸗ 
ren Clauſſen und Schouw ein Hoch! gebracht haben. Dieſe haben eine kleine 
Broſchüre in Veraulaſſung der Throubeſteigung, herausgegeben. Profeſſor Clauſſen 
ſagte unter anderm, was die Stimmung der nationalen Dänifchen Partei gegen 
Schleswig und Schleswig⸗Holſtein charakteriſirt: Unſer Däniſch gefiunter König 
und ſein Rath müſſen wiſſen, daß wenn das Volk in Dänemark Wünſche und 
Erwartungen auf eine freie Verfaſſung hat, es dieſe als Daniſches Volk wünſcht 
und beantragt, und daß es nicht ein Recht auf die Ordnung der öffentlichen Ver⸗ 
hältniſſe erwerben will, die Schleswig zu Eins macht mit Holſtein, der Daͤniſchen 
Nationalität ein Grab im Süden der Königsau gräbt, das für alle Dänen als 
ein Denkmal zum Erröthen fichen würde. Er ſchließt daun mit folgenden von 
der „Berling'ſchen Zeitung“ belobten Worten: „Zu ihm, der der Könige Herzen 
lenkt, welcher ihre Tage zählt, wollen wir für unſern König beten, beten auch 
darum, daß er Däniſche Rathgeber zu finden wiſſen werde, die von Geſinnung 
und Herzen ſo Däniſch find, wie der Deutſchen ihre Deutſchen.“ — In der 
Adreſſe der 15 Ständeabgeordneten kommt Schleswig nicht vor, ſonderu nur 
Danemark und Holſtein. Das Verhältniß Holſtein's zum Deutſchen Bunde möge 
feſtgeſtellt werden, was für Holſtein und Dänemark wünſchenswerth ſei. Der 
Antrag geht auf eine conſtitutionelle Verſaſſung. 


Berlin. — Je mehr die Verhandlungen des ſtäudiſchen Ausſchuſſes über 
die Verathung des Entwurfs zu dem neuen Strafrecht vorrücken, deſto mehr ſollen 
Viele zu der Ueberzeugung gelangen, daß das Straf⸗Prozeh⸗ Verfahren ſo innig 
mit dem Strafrecht ſelbſt zuſammenhängt, daß eine getrennte Beurtheilung 
beider ihre großen Schwierigkeiten hat und daß man das neue Strafgeſetz nicht 
füglich eher wird als vollkommen reif und prattiſch einführen können, als bis das 
Strafrechts⸗Verfahren, wenigſtens den Grund⸗Priucipien nach, feſtgeſtelltliſt. 

Berlin. — Wie man erfährt werden dem ſofortigen Wiederaufbau des ab⸗ 


gebraunten Hauſes in der Koͤnigsſtraße von der Poſtbehörde Schwierigkeiten in 
den Weg gelegt. Die betreffende Behörde verlangt zuvor durch eine zu entwer⸗ 
fende Baueinrichtung eine Sicherſtellung des Poſtgebäudes vor künftiger Feuers⸗ 
gefahr. Jedenfalls wird die ſoeben von der Stadtverordneten⸗Verſammlung ange⸗ 
nommene neue Bauordnung, welche für ſolche Privatbauten, die neben öffentlichen 
Gebäuden aufgeführt werden, manche Ausnahme⸗Beſtimmungen enthält, bei dieſem 
Hauſe zuerſt in Anwendung kommen. Als frohe Nachricht können wir mittheilen, 
daß der geführten Vorunterſuchung zufolge das gefährliche Feuer nicht durch bös⸗ 
willige Abſicht hervorgerufen worden; det verhaftete B., in deſſen Laden daſſelbe 
entſtanden, befindet ſich wieder auf freiem Fuße. 

Wie ein Lauffeuer verbreitete ſich ſo eben die Nachricht durch die Stadt, daß 
Alexander v. Humbold nicht unbedeutend erkrankt ſei. 

Breslau. — Die Noth in Oberſchleſien hat eine Höhe erreicht, 
die eines Theils in uns alle Gefühle des Stolzes und der Sicherheit von Grund 
aus heilen, auderen Theils uns in Erſtaunen ſetzen muß, wie ein Zuſtand dieſer 
Art uns, die wir in Folge der jetzt vorhandenen ſchnellen Beförderungsmittel von 
den heimgeſuchten Orten nur in der Entfernung von wenigen Stunden leben, fo 
lange unbekannt bleiben konnte. Von dem was Noth thut und allein günſtigen 
Erfolg verſpricht, ergriffen, begab ſich die Hälfte der barmherzigen Brüder des 
Breslauer Konventes in die am meiſt bedrängten Ortſchaften Oberſchleſiens; hier 
in die Wohnungen des Elends, des Grauſens und des Todes eindringend, die in 
ihrer ſchrecklichen Wirklichkeit Alles übertreffen, was irgend die Phantaſie erſinnen 
könnte, begegneten ihnen Erſcheinungen, die ihnen das Blut erſtarren machten. 
In einem Briefe derſelben heißt es nach Aufzählung der gräßlichſten Bilder: Wo 
nehme ich Worte, um Ihnen das Elend zu ſchildern. — Um Gottes willen ſchicken 
Sie uns Geld und Lebensmittel: die Vertheilung auf andere Art wird ſtets ſehr 
mangelhaft fein, wie wir uns täglich überzeugen. Berichte kann ich nicht ſchrei⸗ 
ben; denn das Elend verlangt Handeln. Die Sterblichkeit iſt furchtbar. In 
Sohrau wurden auf 4000 Seelen im Monat Januar 106 Leichen angemel⸗ 
det; denn zahlloſe Leichen werden auf die Kirchhöſe in der Nacht gebracht, 
man weiß nicht von woher. In einem Dorfe find 40 Sterbefälle in einem 
Monate dem Pfarrer nicht angezeigt worden. N 

In Staude ſterben fonit durch das Jahr 28, im Monat Januar 46. In 
Rybnik im Monat Januar auf 10,000 Seelen 146 angemeldete Todte. 

Iſt Hülfe möglich, ſo nur durch uns, die wir von Hütte zu 
Hütte gehen. Werden wir kräftig unterſtützt, dann können wir viel thun. 

So lautet nur ein flüchtiger Bericht, ein Bericht der ſelbſt ſagt, daß er nur 
mangelhaft iſt und weit hinter der Wirklichkeit zurück ſteht. Iſt das chriſtliche Allmo⸗ 
ſen ſtets erſprießlich, gewiß vorzugsweiſe da, wo durch daſſelbe Leben und Ge⸗ 
fundheit Tauſender gewonnen werden kann. 

Tilſit. — Der Geſundheitszuſtand unſers Ortes hat ſich noch nicht gebeffert 
und die Sterblichkeit iſt beſonders unter den dürftigen Bewohnern ſehr zahlreich. 
Auf dem Lande, namentlich in den Niederungen, zeigen ſich Krankheiten und Ster⸗ 
befälle unter allen Ständen noch weit verderblicher als in der Stadt, und viele 
Beſitzer mittlerer Güter find dort ausgeſtorben. Man fürchtet allgemein, daß es 
zum Frühjahre an hinreichenden Arbeitern fehlen werde. 6 


Ansland. 


b Oeſterreichiſche Staaten. 
Wien, den 5. Februar. Die für das Italieniſche Armee⸗Corps beſtimmten 


Generäle, Fürſt Thurn und Taxis und Fürſt Karl Schwarzenberg ſind vor einigen 


Tagen von Prag hier angekommen und haben nach kurzem Aufenthalt die Reiſe 

an ihren Beſtimmungsort fortgeſetzt. 
Berichte aus Ungarn melden, daß daſelbſt in den lezten Tagen abermals eine 

ſolche Maſſe Schnee gefallen iſt, als ſeit mehreren Jahren nicht erlebt worden. 

ö Der K. K. Regierungsrath Fränzel wird auf ſeiner Reiſe nach Petersburg 
einige Zeit in Krakau verweilen, um dort in Gemeinſchaft mit einem Ruſſiſchen 
und Preußiſchen Kommifjär die Occupatiouskoſten aus dem J. 1846 zu bereinigen. 

Pres burg, den 2. Februar. (Schl. Ztg.) Ein ungewöhnliches Ereigniß 
bildet gegenwärtig den Gegenſtand der lebhafteſten Diskuſſion der hieſigen Poli⸗ 


tiker. Bald nach der Ankunft des Erzherzogs Palatin, welche wegen eines Achſen⸗ 


bruchs des Erzherzoglichen Wagens erſt vorgeſtern Abend erfolgte, ſprach man in 
unterrichteten Kreiſen von einer außerordentlichen K. Depeſche an den Landtag, in 
Ungarn „K. Reſolution“ genannt, welche der Erzherzog aus Wien mitgebracht. 
Geſtern früh verbreitete ſich die Nachricht wie ein Lauffeuer durch die ganze Stadt 
und die aufgeregte Phantaſie füllte ſofort die K. Reſolution mit dem verſchieden⸗ 
artigſten Juhalt. Viele glaubten, daß das Auflöjungss oder Vertagungs⸗ Dekret 
für den Landtag darin enthalten ſein. So wenig ſich nun ein großer Theil der 
Einwohner um den Landtag ſonſt kümmert, ſo ſind doch Alle bei der Dauer deſſel⸗ 
ben zu ſehr intereſſirt, als daß nicht die allgemeinſte Aufmerkſamkeit auf die nächſte 
Reichtagsſitzung gerichtet worden wäre. Obgleich daher in dem reichstäglichen 
Bülletin für geſtern keine Sitzung angekündigt war, — wohl um einen zu großen 
Zuſpruch der Zuhörerſchaft zu verhindern — Jo waren doch ſchon vier Stunden 
vor der Sitzung der Sitzungsſaal der Magnatentafel, die Vorzimmer und ſelbſt 
die Vorhöfe gedrängt voll. um 1 Uhr trat der Erzherzog Palatin in den Saal 
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und eröffnete die gemiſchte Sitzung beider Tafeln. Die tiefſte Stille und Auf⸗ 
merkſamkeit herrſchte, als der Palatinal⸗Protonotär die Vorleſung begann. Der 
Inhalt derſelben überraſchte die ganze Verſammlung. In der mildeſten Form, 
aber nicht minder entſchieden, vertheidigt der König darin das von feiner Regie 
rung geſchaffene oder vielmehr erweiterte Adminiſtatoren-Inſtitut, welches 
bei Gelegenheit der Adreßverhandlung in beiden Tafeln ſo ſtark angefochten worden. 
Der König ſpricht ſeinen tiefen Schmerz darüber aus, daß man dieſes Inſtitut 
als eine Landesbeſchwerde betrachten wolle, während er es als vollkommen geſetzlich, 
zeitgemäß und wohlthätig erkenne. Dies iſt der weſentliche Inhalt der K. Reſo— 
lution, welche ſichtbar den tiefſten Eindruck auf die Verſammlung gemacht hat. 
Das wilde Naturell der Juraten, welches ſeit mehreren Wochen gezähmt ſchien, 
brach diesmal wieder in einem Fieberanfall aus, fie drückten ihr Mißfallen über 
die K. Reſolution auf die unanſtändigſte Weiſe durch Ziſchen und Lärmen aus. 
Die Sitzung ward ſofort aufgehoben. Abgeſehen von dem Inhalt dieſer K. Re— 
ſolution ſteht fie an ſich einzig da in den parlamentariſchen Annalen Ungarns. 
Denn der Reichstag hat bisher noch keine Eingabe an den König über das Admi— 
niſtratoren-Juſtitut gemacht, der König ertheilt aber nur auf Eingaben oder „Re— 
präſentationen“ des Reichstags K. Reſolutionen. Dies ungewöhnliche parlamen— 
tariſche Verfahren, welches diesmal ſtattgefunden, giebt daher zu den verſchieden— 
artigſten Erklärungen Veranlaſſung. Uebrigens hatte noch geſtern Abend bei dem 
Peſther Komitatsdeputirten, Ludwig von Koſſuth, dem erſten Anführer der Oppo— 
ſition in der Deputirtentafel, eine Sitzung der von dleſer Tafel ausgeſendeten 
Kommiſſion zur Abfaſſung der Beſchwerde über das „Adminiſtratoren-Syſtem“ 
ſtatt. Die Verhandlung über die K. Reſolution ſoll in beiden Tafeln ſchon dieſer 
Tage vorgenommen werden, worauf man höchſt geſpannt iſt. ‘ 

Von der Galiziſchen Grenze. — Glaubwürdige Reiſende, welche 
die äußerſten an der Ruſſiſch-Polniſchen Grenze liegenden Kreiſe Galiziens be— 
ſucht, und auch mehrere Orte im Königreich Polen berührt haben, bringen die 
Nachricht, daß in dem Fortſchreiten der Cbolera ein Stillſtand eingetreten ſei, 
und daß man ſchon jetzt der Hoffnung Raum geben koͤnne, wir werden dießmal, 
vorerſt wenigſtens, von der ſchrecklichen Seuche verſchont bleiben. Denn wie man 
das Weiterrücken der Cholera nach den gemachten Wahrnehmungen berechnet hat, 
ſo hätte ſich dieſelbe bereits über den größten Theil von Galizien ausgebreitet ha— 
ben müſſen. Auch haben Aerzte, welche aus letztgenaunter Provinz nach Ruß— 
land, um daſelbſt den Verlauf der Aſiatiſchen Brechruhr zu beobachten, abgeſen— 
det wurden, nach ihrem beſten ärztlichen Wiſſen und Gewiſſen die Aeußerung ab⸗ 
gegeben, daß ſich die Bösartigkeit dieſer Krankheit gegen früher ſehr gemildert 
habe. — Hie und da hat ſich in einigen Orten Galiziens eine gefährliche Augen- 
krankheit, ſelbſt unter dem Militär gezeigt; von dem K. K. Iten Infanterieregi⸗ 
ment Graf Hartmann zu Sandee find mehrere Soldaten nach kaum zwei Tagen, 
als ſie mit dieſer Augenentzündung befallen wurden, ganz erblindet. Man ſagt, 
es ſei dieß die ſogenannte Aegyptiſche Augenentzündung, die vor 2 Jahren auch 
unter den Truppen in Peſth geherrſcht hat. 

Frankreich, 

Paris, den 4. Februar. Die geſtrige Sitzung der Deputirten Kammer 
wurde durch das tumultuariſche Ueberreichen einer Petition der Studenten auf 
Wiederanſtellung der ſuspendirten Profeſſoren Michelet, Quinet und Mickiewicz 
bezeichnet. Gegen 200 Köpfe ſtark, hatten ſich die Studenten am Pantheon ver— 
ſammelt und zogen, von einer großen Maſſe Volkes begleitet, der Deputirten-Kam⸗ 
mer zu. Eine Compagnie Munizipalgarde ſtellte ſich zur Aufrechthaltung der 
Ordnung am Seine-Ufer auf und die dienſtthuende Nationalgarde trat unter die 
Waffen. Alles lief indeſſen ruhig ab. Herr Gremieur eilte hinaus, ging ihnen 
entgegen und empfing aus den Handen der Studenten, die ihn mit dem Rufe: 
Es lebe Cremieux! empfingen, eine Petition, die von etwa über 200 Studen- 
ten unterzeichnet war, und worin dieſelben die Zurückberufung der genannten beis 
den Profeſſoren auf ihre kürzlich geſchloſſenen Lehrſtühle verlangen. Herr Cre— 
mieux nahm die Petition in Empfang und brachte fie ſogleich auf die Tribüne der 
Kammer. Die Munizipal-Garde, die vor dem Palaſte der Deputirten-Kammer 
unter den Waffen aufgeſtellt waren, hatte keinen Anlaß zum Einſchreiten „ da 
keine Unordnung begangen wurde. Die Studenten aber zogen nun ab, durch die 
Rue Rivoli und die Rue Richelien nach den Bureaux des National, die ſich 
jenfeits des Boulevards des Italiens in der Rue Lepelletier befinden. In der 
Deputirten⸗Kammer wurde nun die Debatte über den auf die Schweiz bezüglichen 
ſechſten Adreß⸗ Paragraphen durch Herrn Guizot fortgeſetzt, der geſtern wegen 
Heiſerkeit die Vertagung der Diskuſſion beantragt hatte. Nachdem darauf Herr 
Odilon Barrot noch eine heftige Rede gegen die Politik der Regierung, welche 
er aufforderte, von dieſer Politik, damit ihr Werk vollſtändig ſei, nunmehr auch 
in Italien Anwendung zu machen, gehalten und auf Verwerfung des Kommiſ— 
ſions⸗Paragraphen angetragen hatte, erinnerte der Präſident die Kammer dar— 
an, daß Herr Malgaigne ein Amendement vorgeſchlagen habe. Daſſelbe 
fand aber keine Unterſtützung und wurde ſomit beſeitigt. Nach einigen Bemer⸗ 
kungen des Herrn von Larochejacquelin ſchritt endlich die Kammer zur Ab— 
ſümmung, und der §. 6. wurde mit 206 gegen 126 Stimmen angenommen. 

Der Prinz von Syrakus, der ſich in Paris befindet, wird, dem Vernehmen 
nach, heute nach Neapel abreiſen. Zur Verfügung des Prinzen von Joinville 
für deſſen Reiſe nach Algier iſt am 25. v. M. die Dampf Fregatte „Carique“ von 
Toulon in Port Vendres eingetroffen. N 

Der Herzog und die Herzogin von Montpenſier gehen für einen Monat nach 
dem Königl. Schloſſe in Pau, wo fie großartige Feſte geben werden. Gegen 


ſuiten und unfeliger Weiſe auch gegen die Kirche zu vermehren. 


Ende des April werden ſie in Madrid eintreffen. — Sir Stratford Canning hat 
ſeit geſtern zwei Conferenzen im Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten 
gehabt. i 
Herr von Lamartine hielt vorgeſtern in der Kammer eine glänzende, durchaus 
oppoſitionelle Rede. Nie feien die Ausſichten in die Zukunft, wenn nicht beun⸗ 
ruhigender, fo doch hereinbrechender, dringender geweſen. Am äußerften Ende 
der Italieniſchen Halbinfel ſei eine Monarchie erſchüttert, der vielleicht eben eine 
Engliſche Fregatte die Conſtitution von 1812 bringe. (Bewegung.) In Rom, 
ein großer und heiliger Mann, den er Italiens Glück nenne, deſſen Hoffnungen 
und Täuſchungen er jedoch nicht alle theile, wenn er ſie auch begreife. — Oeſter⸗ 
reich mit einem Vertrage in der Hand, wonach es in die Herzogthümer Parma 
und Modena eindringen könne. Man dürfe da freilich nicht revolutionär, aber 
auch nicht, wie die Regierung thue, ängſtlich und retrograd verfahren, und eine 
Politik empfehlen, die nur Mißbräuche „conſervire“. Die Reſtauration ſelbſt 
ſei kühner aufgetreten, da fie 1820 Neapel die Franzöͤſiſche Conſtitution empfahl. 
Wie Frankreich ſich auf die Verträge von 1815 beziehe und ſich in Italien ſo an 
Oeſterreich anſchließe, begreife der Redner nicht. Aber die Spaniſche Heirath 
habe das Miniſterinm einer Partei zugeworfen, die ihm nur die Arme öffne, um 
es zu erſticken. (Bewegung.) Frankreichs Politik wäre jetzt zu Rom ghibelliniſch, 
zu Krakau Ruſſiſch. Herr Ouizot ſetzte dagegen auseinander: wer Ordnung und 
Licht wolle, dürfte das Chaos nicht wollen. f 8 

Um Lyon iſt der Schnee faſt mannstief, während im Juragebirge wenig liegt. 

Man behauptet nunmehr mit Beſtimmtheit, General Bugeaud werde an 
Trezels Stelle das Kriegsportefeuille übernehmen, die Ernennung liege ſchon zur 
Unterzeichnung vor. — Von Edgar Quinet wird demnächſt ein neues Buch: 
„Revolution d’Italie“ erſcheinen. 

Die Franzoͤſiſche Regierung hat, wie verlautet, an den König von Sardinien 
aus Anlaß der Rüſtungen in deſſen Staaten eine Note gerichtet. Es wird darin 
wie es heißt, der Sardiniſchen Regierung die Verſicherung ertheilt, daß keine 
Oeſterreichiſche Jutervention in den reformiſtiſchen Staaten Italiens ſtattfinden 
werde; Oeſterreich verſtärke fein Heer im Lombardiſch-Venetianiſchen Königreich 
nur zu ſeiner eigenen Sicherheit und beabfichtige keinesweges eine Intervention in 
den Staaten, wo die Reform auf friedlichem Wege vorſchreite.“ 

Es heißt, daß dem Könige die Pyrenäenbäder verordnet ſind und derſelbe 
Ende Mai das Schloß von Pau beziehen würde. 

Der Prinz von Joinville wird längere Zeit in Algier bleiben, um, ſetzt die 
Reforme mit Auffriſchung eines ſchändlichen Gerüchtes hinzu, „ähnliche Fehl— 
ſchüſſe, wie im vorigen Winter im Walde von Compiegne, zu verhindern. 

Geſtern hatte der Marſchall Bugeaud eine zweiſtündige Unterredung mit bene 
Herzog von Nemours, was den Gerüchten, daß er demnächſt das Portefeuille des 
Krieges uͤbernehmen wird, noch mehr Konſiſtenz verleiht. 

Die Franzöſiſche Regierung hat, wie es heißt, beſchloſſen, daß bei Ausfer⸗ 
tigung von Päſſen nach Italien mit der größten Vorſicht zu Werke gegangen wer⸗ 
den ſolle; auch ſoll der ſtrengſte Befehl ertheilt worden ſein, an der Grenze die 
Individuen anzuhalten, die man im Verdachte haben konnte, daß fie an den auf⸗ 
ſtändiſchen Bewegungen in Italien könnten Theil nehmen wollen. 

Sir Stratford Cannig hat bis jetzt zwei Konferenzen mit Herrn Guizot im 
Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten gehabt. a 

Die einen Augenblick durch das ſchlechte Welter unterbrochenen Communica⸗ 
tionen zwifchen Algier und Marſeille find wiederhergeſtellt. Heftige Stürme zwis 
ſchen Bona und Turis haben mehrere Fränzöſiſche und Engliſche Schiffe ſtark ber 
ſchädigt und zum Theil unbrauchbar gemacht. 

Der Graf Beis le Comte hat der Tagſatzung eine neue Note Frankreichs in 
Bezug auf die Angelegenheit des Kloſters auf dem St. Bernhard übergeben. 

Das J. des Débats ſagt, daß es keine Nachrichten aus Neapel beſſtze. 
Privatnachrichten (welche auch die neueſten Verfügungen des Königs von Neapel 
enthalten) melden, daß in Palermo bei dem Bombardement auch ein prachtvolles 
Palais, welches J. Maj. der Königin der Franzoſen gehört, ſehr beſchädigt 
worden ſei. a | 

Am 27. Jan. iſt in Thann bei Müͤhlhauſen die große Kattundruckerei der 
Herren Scheurer L Rott abgebrannt: 500 Arbeiter find dadurch brodlos ge⸗ 
worden. ! . 

Es iſt ungegründet, daß die Jeſuiten aus Sardinien ausgewieſen worden ſind, 
indeß iſt ihnen das Predigen verboten worden. Am 24. hat Ferrara eine Ver⸗ 
ſtärkung feiner Oeſterreichiſchen Garniſon erhalten. 5 

Au der Börſe hieß es geſtern, die Regierung habe die wichtige Nachricht aus 
Neapel erhalten, daß König Ferdinand ſich in Folge einer dortigen Aufſtands⸗ 
Bewegung eingeſchifft habe. Am Schluß der Börſe ging das Gerücht, die Regle⸗ 
rung habe durch telegraphiſche Depeſche erfahren, daß die Königin Iſabella ſchwer 
erkrankt ſei. 1 

Lyon, den 28. Jaunar. Die bekannte Teufelsgeſchichte hat in dieſen Ta⸗ 
gen ihr Ende erreicht und nicht wenig dazu beigetragen, den Haß gegen die Je⸗ 
In einer der 
hieſigen Vorſtädte beftand eine Penfionsanftalt für junge Mädchen (bis zum 17. 
Jahre) welche von einer Jeſuitenfteundin, wie viele ähnliche hieſige Inſtitute, ges 
leitet wurde. Verſchiedene Gerüchte, daß in der beſagten Anſtalt Nachts der 
Teufel umhergehe und die jungen Mädchen mit Zangen zwicke, Nägel in alle 
Theile ihres Körpers ein ſchlage ꝛc., waren laͤngere Zeit vor Enthüllung der That⸗ 

f i (Beilage.) 


35. 


Beilage zur Zeitung für das Großherzogthum Poſen. 


. 


den 11. Februar 1848. 


ſachen in Umlauf. Leßtere wurden endlich durch das Schwangerwerden eines der 
Madchen beſtätigt. Die Beſchwerde, welche die Eltern des Mädchens nun bei 
der Polizei anhängig machten, veranlaßte, daß zwei Gensdarmen, unter Beglei⸗ 
tung einiger Taniend Neugieriger, die Vorſteherin nebſt dem ertappten Teufel 
aus der Auſtalt in das Verhaftshaus brachten. Der Teufel ſoll ein ziemlich 
hochgeſtellter Herr ſein. Er wurde durch mehrere Straßen geführt, in 
denen ſich die Menge drängte, Die ihn begleitende Vorſteherin wurde mit dem 
Zurufe „mechante sorcière“ begrüßt. Die Verſuche, welche der Herr vor dem 
Gericht machte, ſich zu rechtfertigen, indem er behauptete, daß das Madchen 
au Daͤmonomanie leide, gleich verſchiedenen Heiligen, die er namhaft machte, 
ſcheiterten an den Zeugenausſagen. Das Urtheil ſtellte den Herrn für zehn Jahre 
unter eine Art polizeilicher Aufſicht und ſchrieb der Vorſteherin die augenblickliche 
Schließung ihrer Anſtalt vor. (O.⸗P.⸗A. 3.) 
Großbritannien und Irland. 

London, den 3. Febr. (Ueber Holland.) Ihre Majeſtäten der König und 
die Königin der Belgier find heute von Windſor nach der Stadt gekommen und 
haben ſich fogleich nach Dover begeben, um ſich dort nach Oſtende wieder einzuſchiffen. 

Heute wurde in der Wohnung Lord John Ruſſell's ein Kabinetsrath gehalten, 
welchem ſämmtliche in der Stadt anweſende Miniſter beiwohnten. 

Der Gerichtshof der Queens-Bench hat geſtern in der Wahl-Augelegenheit 
des Biſchofs von Hereford ſeinen Spruch abgegeben. Der Hof hat den Antrag 
auf Vorladung des Erzbiſchofs von Canterbury verworfen. 

Eine neue Ueberlandpoſt überbringt Nachrichten aus Bomba vom 1. Jan., 
die indeß nichts von Jutereſſe aus Indien mittheilen. Alles war ruhig; in Kal 
kutta wurden die Engliſchen Falliſſemeuts, die man bis zum 22. Dec. dort kauute, 
ſchwer empfunden. Lord Hardinge war am 10. Dec. in Kalkutta angekommen 
nach einer Abweſenheit von zwei Jahren und zwei Monaten von der Hauptiſtadt, 
um ſeinen Nachfolger, den Lord Dalhouſie, abzuwarten. Die Einwohner der 
Stadt hatten ihm eine Daukadreſſe votirt. a 


Das Dampfſchiff „Teviot“, mit der weſtindiſchen Poſt an Bord, iſt bei Calſhot 


Caſtle auf den Strand gerathen. Ein kleines Dampfboot iſt dorthin abgegangen, 
um die Brieſſchaften in Empfang zu nehmen. Der „Tevpiot“ bringt unter Ande⸗ 
rem 135,060 Dollais und 120 Seronen Cochenille. In New-Orleaus wurden 
Einkäufe von Baumwolle für Frankreich, das Feſiland und den Norden Europa's 
gemacht. 
8 eee eee 

Von der Italieniſchen Grenze. Es muß auffallen, an der 
Spitze der Op poſition zwei Elemente zu finden, die in Deutſchland durchgängig 
conſetvativer Natur zu fein pflegen, den Adel nämlich und die niedere Geiſt⸗ 
lichteit. Italien hat ein wahres Gewimmel von Duca's, Prinzipe's und Marz 
cheſen, überhaupt einen ungemein zahlreichen Adel, der zum Theil ſehr wohlha— 
bend und gebildet iſt. Ihm liegt es beſonders nahe, die wirklichen Zuſtände 
Italiens mit denen anderer Lander zu vergleichen, in welchen der ſtaatliche Fort- 
ſchritt breiten Boden gewonnen hat. Der Vergleich kann natürlich nur zum 
Nachtheile der Halbinſel ausfallen. Was liegt näher, was iſt erklärlicher, als 
der Wunſch und das Beſtreben, Italien auf gleichen Fuß mit andern Ländern zu 
bringen? Ohnehin fehlt es hier nirgends an Bedingungen zur Entwickelung und 
zum Fortſchritte. Die gebildeten Klaſſen gehen in dieſer Beziehung überall voran. 
Man wirft Oeſterreichiſcher Seits harte Beſchuldigungen auf den Adel; es würde 
ſich aber ſchwer erklären laſſen, wenn derſelbe anders wäre, als er in der That 
iſt. Er wird nur aufhören, oppoſitionell zu ſein, wenn die Regierungen ihr 
Syſtem mit dem nothwendigen Forderungen in Einklang bringen und es mit ihs 
zen Reformen ganz aufrichtig meinen. — Was die Geiſtlichen betrifft, To zählt 
Italien deren reichlich über einmalhunderttauſend, und unter ihnen eine Menge 
der beſten und ſeurigſten Köpfe, beſonders unter den Mönchen. Wo der Katho— 
lieismus ſich ſicher weiß, wo er fo durch und durch mit dem Volke verwachſen iſt, 
wie in Italien, da zeigen auch die Geiſtlichen eine ſehr behagliche Weltſtellung 
und große Sicherheit im Auftreten. Dort fühlt der Geiſtliche mit dem Volke, 
von dem er nicht geſchieden iſt, ſondern in und mit welchem er lebt und webt, 
deſſen Sympathieen er theilt. Selbſt die klöſterliche Zucht iſt nur ſelten ſtreng. 
In Spanien ſahen wir daſſelbe; die Liberalen zählten unter ihren Vorkämpfern 
manchen Mönch. Daß in Genua, Turin und Rom gerade Mönche und Melt: 
geiſtliche ſich ſo lebhaft der Oppofition anſchließen, hat auch hauptſächlich feinen 
Grund in der Bevorzugung, welche die Regierungen bisher den Jeſuiten ange⸗ 
deihen ließen. Die Curie fürchtet ſich vor ihnen, und ſelbſt Pius IX. darf noch 
nichts gegen ſie wagen. Die übrigen Geiſtlichen aber ſehen ſich zurückgeſetzt und 
gedruckt; die Jeſuiten find am reichſten und haben den meiſten weltlichen und geiſt⸗ 
lichen Einfluß, beinahe überall haben fie, unter Verdrängung anderer geistlicher 
Orden, alle Unterrichts- Anftalten von Bedeutung an ſich zu bringen gewußt, und 
aller Orten wird läugft über ihren Hochmuth und unerträglichen Stolz geklagt. 

Neapel, den 29. Jan. (Moniteuruniverſ.) Der König hat durch 
eine Proklamation vom heutigen Tage feierlich eine Verfaſſung auf den Grundla⸗ 
gen dir Franzöſiſchen Charte verſprochen. Se. Majeftät iſt von feinem Volke 
mit dem lebhafteſten Jubel aufgenommen worden. Geſtern hatte der König ein 
neues Miniſterium unter dem Vorſitze des Herzogs von Serra-Capriola ernannt. 
Neapel iſt ruhig. 
Derr miniſterielle Conſervateur, welcher für ein Organ des Miniſters 
Guizot gilt, laßt auf die Mittheilung des Vorſtehenden die Bemerkung folgen: 


ſagt nach England, ab. 


er glaube, hinzuſetzen zu können, daß jenes Verſprechen blos den Neapolitaniſchen 
Theil des Königreichs beider Siellien betreffe.) 

Neapel. — Die Weigerung der Sicilianer, die Königlichen Zugeſtändniſſe 
anzunehmen, lautet folgendermaßen: Palermo, den 21. Januar, „Se. Excel- 
lenz der Statthalter des Königs hat Sr. Eicellenz dem Gouverneur durch ein 
Schreiben unter dem heutigen Datum einige fruchtloſe Vorſchläge mitgetheilt, wel— 
che dem Wunſche des Volkes nicht eutſprechen und keine andere Bürgſchaft bieten, 
als den abſolnten Willen des Königs. Sieilien weiß durch die traurige Erſah⸗ 
rung mehrerer Jahre von Leiden und Verzweiflung, was der Wille des Fürſten 
vermag, wenn das Volk nicht ſelbſt der Bewahrer, der Veſchützer, der Rächer 
ſeiner Rechte iſt. Der Gouverneur hat demnach im Namen des Comité's und 
des Volkes folgende Antwort erlaſſen: „Excellenz! Ich habe dem allgemeinen 
Comité das mir von Ew. Excellenz unterm heutigen Datum zugefaudte Schreiben 
mitgetheilt, und ich bin mit der Autwort beauftragt, daß die in jenem Schreiben 
enthaltenen Verordnungen ſich nicht auf ein Volk beziehen können, welches, ſeit 
neun Tagen den Gräueln des Bombardements, des Kartätſchenfeuers und der 
Brandſtiftung ausgeſetzt, glorreich feine Rechte auf jene National Einrichtungen 
behauptet, die allein ein dauerhaftes Glück für dieſe Insel begründen können. Als 
getreuer Dolmetſcher des feſten Entſchluſſes des Volkes kann das Comité nur in 
den Anſichten beharren, welche es durch meine Vermittelungen Ew. Excellenz dar- 
gethan hat, nämlich, daß man die Waffen nicht niederlegen, die Feindſeligkeiten 
nicht einſtellen werde, bevor nicht Sieilien, in Palermo als Parlament verſammelt, 
auf unſere Zeit die Verfaſſung wird angepaßt haben, welche unſer Land Jahrhun- 
derte lang beſeſſen hat, die unter dem Einfluſſe Englands im Jabre 18 12 umge- 
ſtaltet wurde, und deren Beſtätigung in dem Königlichen Dekrete vom 11. De⸗ 
cember 1816 liegt. Unterz. Marcheſe von Spedaletto.“ 

(Oeſt. Beob.) Berichte aus Genua vom 31. Januar melden Gräuelſce⸗ 
nen, welche in Folge der Tags zuvor daſelbſt erfolgten Ankunft des Neapolitaui⸗ 
ſchen Kriegsdampfboots, an deſſen Bord ji der ehemalige Voligeiminifter del 
Carretto beſand, ſtattgefunden hatten. In einem dieſer Berichte heißt es: 
„Das Neapolitaniſche Dampfboot war kaum auf der Rhede angelangt und del 
Carretto am Hafendamm ausgeſtiegen, wo ihn der Neapolitaniſche Conſul empfing, 
als ein Haufe von mehr als 2000 Individuen, meiſtens Leute aus den beſſeren 
Ständen, aus Ufer ſtrömte und unter Geſchrei, Pfeifen und Heulen ein Neapoli: 
taniſches Handelsfahrzeug, das im Hafen lag, zwingen wollte, die Flagge zu 
ſtreichen. Die tumultuirende Rotte verlangte, daß das Reapolitaniſche Kriegs⸗ 
dampfboot ſogleich wieder abfahre, was jedoch unmöglich war, da es ihm au 
Waſſer und Kohlen mangelte, die man ihm aber gegen Wechſel, welche der Capi⸗ 
tain auf Neapel ausſtellen wollte, verweigerte. Der Neapol itaniſche Con⸗ 
ful war mittlerweile in feine Wohnung zurückgekehrt, vor der ſich eine ungeheure 
Volksmenge verſammelt hatte, die ſich den gröblichſten Inſulten und Veſchimpfun⸗ 
gen gegen ihn überließ und unter raſendem Toben verlangte, daß del Carretto 
ausgeliefett werde. Der Conſul erſchien am Fenſter und gab ſein Ehrenwort, 
daß del Carretto (der mittlerweile auf das Kriegsdampfboot zurückgekehrt war) 
ſich nicht in ſeinem Hauſe befinde. Da ſchrie einer aus der Menge, in 
einen Mantel gehüllt: „Ihr ſeid ein ſchlecktes Subjekt, Ihr und Euer Koͤnig!“ 
Nun ergoß ſich die Rotte neuerdings gegen den Hafen, in der Abſicht, del Gar- 
retto auf dem Dampfboot aufzuſuchen, woran fie jedoch durch bewaffnete Matro⸗ 
ſen, die man auf dem Verdeck des Dampfboots aufgeſtellt hatte, gehindert wurde. 
Mittlerweile waren auch die Wachen am Ponte Reale und am Thore, das nach 
dem Hafendamm führt, verſtärkt worden; das Neapolitaniſche Kriegsdampfboot 
hatte Waſſer und Kohlen eingenommen und fuhr um 5 Uhr Nachmittags, man 
Allein auch jetzt hatte der in den Aunalen eiviliſtiter 
Nationen beiſpielloſe Skandal noch kein Ende. Nach 6 Uhr Abends rottete ſich 
die Menge neuerdings vor den Fenſtern des Neapolitauiſchen Conſuls zuſammen; 
man tobte und ſchrie und wollte die Sieilianiſche Flagge ſehen. Da keine 
ſolche vorhanden war, noͤthigte man den Conſul, Lichter an ſeine Fenſter zu ſtel⸗ 
len, und dieſe hoͤchſt unanſtändige Scene wurde über zwei Stunden lang, unter 
fortwährenden Beſchimpfungen gegen den Conſul, fortgeſetzt. Die Stadt iſt auch 
heute noch in einem Zuſtande großer Aufregung und man befürchtet neue Un⸗ 
ordnungen.“ 

Rußland und Polen. 

Riga, den 27. Januar. (3. f. Pr.) So eben kommt uns eine Cirkular⸗ 
Vorſchrift des Miniſters des Junern vom 3. (15.) December v. J. zu Geſicht, 
worin verfügt wird, 1) daß die Platina-Münzen, da fie, außer Cours gelebt, 
keine Reichs-Münzen mehr find, als Waare betrachtet werden müſſen, deren 
Werthbeſtimmung von gegenfeitiger Uebereinkunft abhängt und 2) daß beim Kauf 
und Verkauf von Waaren Niemand verpflichtet iſt, Polniſche und Finnläudiſche 
Aſſignationen als Zahlung anzunehmen, es geſchehe denn freiwillig. Die Geld⸗ 
wechsler ſollen durch Reverſale verpflichtet werden, daß ſie Poln. und Finnländ. 
Aſſignationen, welche fie einwechſeln, nicht in Umlauf bringen, ſondern diefels 
ben nach der Hingehörigkeit in das Königreich Polen oder nach Finnland ſenden 
werden. 

Von der Ruſſiſchen Grenze. — Nachrichten aus St. Petersburg zu⸗ 
folge ſoll man ſich daſebſt durch die von dem Papſt in Bezug auf die Lage der 
katholiſchen Kirche in der letzten Allokution gebrauchten Phraſe ſehr überrafcht ge: 
fühlt haben. Man konute nicht begreifen, wie man die katholiſche Kirche in Ruß⸗ 
land als durch ſchwere Trübſale niedergebeugt bezeichnen, wie man „böswilligen 
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Zeitungsgerüchten“ Glauben beimeſſen köune, da doch im gegenwärtigen Augen 


blicke zwiſchen Rom und St. Petersburg die frenndſchaftlichſten Verhältniſſe be⸗ 
ſtünden. Rußland fol daher durch feinen Geſandten in Rem Erklärung und Ge— 
nugtbunng verlangt haben. Herr v. Vutenieff hat zur Anerkennung feiner Ver⸗ 
dienfte den Alexanderorden in Diamanten erhalten. 


Vermiſehte Nachrichten. 

Kurnik, den 7. Februar. (Eingeſ.) — Menſchliche Grauſamkeit. 
In einem benachbarten Dorfe bat dieſer Tage ein wohlhabender deutſcher Wirth 
feine zehnjährige Stieftochter für eiu kleines Vergehen dadurch beſtraft, daß er 
dieſelbe mit dem Gefäß an einen glübenden eiſernen Ofen gehalten hat, fo daß 

die Gemißhandelte tief eingehende Brandwunden, welche fait den ganzen genann⸗ 
ten Körpertheil einnehmen, davon getragen. Wie man hört, fo hat der Vor⸗ 
mund des Kindes von dieſer Schandthat bereits Anzeige beim Gericht gemacht. 

Die Volkszahl Werlins beläuft ſich gegenwärtig auf 403,895 Perfonen 
mit Ausſchluß des activen Militairs. Im vergangenen Jahre wurden 13,410 
Kinder (darunter 2053 uneheliche) geboren, 10,103 Perſonen ſtarben. Es 
kamen 105 conſtatirte Selbſtmorde vor; außerdem wurden 24 Leichen im Waſſer 
und im freien Felde gefunden. 

Eine artige Idee iſt die des Herrn Bertall, der auf einem Blatt (nach 
Hoſemann's Art) die verſchiedenen Getränke (les boissons) zuſammengeſtellt 
hat. Im Vordergrunde ſieht man eine Chineſin, wie ſie, einem Mandarin gegen: 
über, einem Engliſchen Ühlanen eine Taſſe Thee bringt: dazwiſchen läuft ein Kell⸗ 
ner mit einer Kaffeekanne, rechts ſieht man ein Dienſtmaͤdchen, das einem Kranken 
eine Tiſane ſervirt, und auf der andern Seite einen Knaben, der an einer borne- 
fontaine mit der Hand Waſſet zum Trinken ſchöpft. Den Mittelgrund nimmt 
ein Waſſerträger ein, vor dem ein Weintrinker mit Schrecken die Flucht nimmt; 
linke bringt eine Bäuerin aus der Auvergne einem Fuhrmann einen Krug Wein, 
und rechts trinkt ein Deutſcher Bauer aus einem langen Glaſe Vier. Den Hinter⸗ 
grund bildet die Anbetung des Champagners, um welchen Leute aller 
Stände, Männer und Frauen, vom Höchſten bis zum Niedrigſten, Geiſtliche, Advo— 
katen u. ſ. w. knieen, und aus deren durch einen „Diavolino“ entkorkter Flaſche 


(Eingeſandt.) 

In dem in No. 9. der diesjährigen Zeitung enthaltenen Auſſatze, die 
Regulirung des Einquartierungsweſens betreffend, wird die Vehauptung, als 
ſei bis jetzt wenig oder gar nichts darin geſchehen, als ein Irrthum beztichnet. 
Dieſem Ausſpruch können wir nicht beitreten. 

Schon in dem Jahre 1822 wurde es von den Behörden anerkannt, daß 
eine Regulirung des Einquartierungsweſens durchaus nothwendig ſei und ver⸗ 
ſchiedene Vorſchläge hierzu gemacht; im Jahre 1833 aber von der Stadtver⸗ 
ordneten⸗Verſammlung die Anſicht getheilt, daß das Prinzip zur Verthei⸗ 
lung der Einquartierungslaſt einer Abänderung bedürſe, und dies in den fols 
genden Jahren mehrfach wiederholt. Hiermit iſt wohl genügend nachgewieſen, 
daß die Sache ſeit 25 Jahren ſchwebt und dennoch den Uebelſtänden nicht ab⸗ 
geholfen worden iſt. Die, während dieſer Zeit etwa aufgetauchten Ideen und 
ausgearbeiteten Pläne find für die Vürgerſchaft ohne allen praktiſchen Nutzen 
geblieben, da ſie bis jetzt nur auf dem Papiere exiſtiren. — Die erſte Veran⸗ 
lagung der Grundſſeuer ſoll nach der Erklärung des Herrn Stadtverordneten⸗ 
Vorſtehers Unrichtigkeiten enthalten; wir wollen dies gern zugeſtehen, denn 
Unrichtigkeiten kommen mehr oder weniger bei allen direkten Beſteuerungen vor, 
glauben aber, daß dieſelben nach der vorgenommenen Schätzung und Reviſton 
derſelben nicht ſo ſehr bedeutend ſeyn können, um die Regulirung des Einquar⸗ 
tierungsweſens abermals auf 10 Jahre zu vertagen; am allerwenigſten aber 
können wir zugeſtehen, daß die Vertheilung der Einquartierungslaſt nach dem 
Grundſteuerfuß die geringeren und geringfien Klaſſen der Grundſtückbeſitzer zu 
hart treffen würde: Es iſt leicht nachzuweiſen, daß gerade diefe kleinen Grund» 
ſtücke jetzt zu ſehr mit Einquartierung überbürdet ſind, und nur durch die Ver⸗ 
theilung derſelben nach dem Grundſteuerſuß haben fie Erleichterung zu erwar⸗ 
ten. Denn wenn noch heute ein Haus mit 33 Fenſter Front, außer den be⸗ 
wohnten Souterrain-Räumen, drei Etagen hoch, nur mit 8 Pferden, die nach 
der Klaſſiſikations-Inſtruktion vom Jahre 1823 für vier Mann gerechnet wers 
den, belegt iſt, ſo bedarf es wohl keines großen Kopfzerbrechens, um heraus 
zu finden, ob die größeren oder kleineren Grundſtücke durch den jetzigen Ein⸗ 
quartierungs-Modus begünſtigt ſind. Auch möchte die Abneigung eines einzel⸗ 
nen Commiſſions⸗Mitgliedes nicht genügen, um die Ausführung eines Beſchluſ⸗ 
ſes aufzuhalten, der von dem Magiſtrat in Uebereinſtimmung mit der Stadt⸗ 
verordneten-Verſammlung längſt gefaßt worden iſt. * 

Nach der Königl. Verordnung vom ten Mai 1814 ſoll der Maßſtab zur 
Vertheilung der Einquartierung auf dem Miethsertrag der Häuſer baſirt ſeyn, 
wie es anderwärts auch eingeführt iſt; und es liegt durchaus kein triftiger Grund 
vor, die Ausführung dieſer Allerhöchſten Beſtimmung noch länger aufzuhalten, 


alle Arten von Geiſtern, mit und ohne Köpfe, ausſprudeln. 
Das Ganze iſt ungemein 


zierung bildet eine Lage von Fäͤſſern und Flaſchen. 
geiſtreich zuſammengeſtellt. 


Stadttheater zu Poſen. 

Freitag den Iten Februar: Letzte Vorſtellung des 
Griechiſchen Hof⸗Künſtlers Herrn Wiljalba Fri⸗ 
kel. Dazu römiſche und griechiſche Spiele, ausge⸗ 
führt von den Gebrüdern Herren Joanowicz vom 
Theater zu Madrid. — Vorher: Der Dorfbar⸗ 
bier; komiſche Oper in 2 Akten von Schenk. 


Obwohl in der hieſigen Provinz die Privat⸗Mild⸗ 
thätigkeit bereits mannigfach in Anſpruch genommen 
wird und noch genommen werden muß, ſo richten 
die Unterzeichneten doch die dringende Bitte an die 
Bewohner des Großherzogthums um freiwillige Ga⸗ 
ben zur Linderung der unbeſchrtiblichen Noth, wel⸗ 
che gegenwärtig in einigen Theilen von Oberſchleſien 
herrſcht. 

Vier Mißerndten haben in den Kreiſen Rybnik 
und Pleß faſt die ganze Bevölkerung des platten 
Landes an den Vettelſtab gebracht. Hunger und 
Noth haben Krankheiten erzeugt und Tauſende von 
Menſchen werden vom Typhus weggerafft. Im 
Kreiſe Pleß allein ſind 3000 Kinder amtlich ermit⸗ 
telt worden, welche in den letzten Monaten ihre El⸗ 
tern verloren haben. 

Indem die Unterzeichneten ſich zur Annahme von 
Beiträgen und zu deren Abſendung an die zu Ryb⸗ 
nik und Pleß beſtehenden Unterſtützungs⸗Comitec's 
bereit erklären, behalten ſie ſich vor, den Erfolg der 
Sammlung durch dieſe Blätter bekannt zu machen. 

Poſen, den 9. Februar 1848. 

v. Przylus ki. Dr. Freymark. Dzialynski. 
v. Kries. X. Brzezinski. Kolanowski. 
Guderian. Ordelin. v. Colomb. 

v. Tieſchowitz. 


Wohlthätigkeit. 

Für die Nothleidenden im Pleſſer und Rybni⸗ 
ker Kreiſe find ferner bei uns eingegangen: 

39) H. Pl. feinen Landsleuten 5 Rihlr. 40) H. 
Cz. 1 Kthlr. 41) Von den Zöglingen des hieſigen 
Schullehrer⸗Seminars 1 Rihlr. 0 Sgr. 42) Herr 
Apotheker Wagner 10 Rthlr. 43) C. B. 1 Rihlr. 
40 S. 1 Kihlr. 45) Von den Briefträgern des 
hieſigen Ober⸗Poſtamts 2 Rthlr. 46) K 1 Ntblr. 
47) F. F. 2 Kilr. 48) Herr Reg.⸗Arzt Dr. Rupp 
3 Kihlr. 49) Herr Ock.⸗Ralh Wendland 2 Kthir. 
50) Emil und Olga 15 Sgr. 51) W. 1 Rihlr. 
52) G. Jahns 5 Sgr. 53) Herr Lithograph M. 
Buſſe 1 Rthlr. 54) v. For. 5 Kihlr. In Summa 


Die obere Randver— 


bleiben? 


147 Rthlr. 22 Sgr. 6 Pf. Tour. und 10 Riehlr. 


Gold Fernere Beiträge werden angenommen. 
Poſen, den 10 Februar 1848. 
Die Zeitungs⸗Expedition von W. Decker & Comp., 


Bekanntmachung. 

Die bisher an den Bäckermeiſter Prüfer verpach⸗ 
tete Budenſtelle in der kleinen Gaſſe am Ratbhauſe 
ſoll vom Iſten April e. ab, alfo auf 1 Jahr bis zum 
Iſten April 1849 meiſtbietend verpachtet werden. 

Der Licitations⸗Termin ſteht auf den 29ſten 
Februar c. im Magiſtrats⸗Sitzungs „Saale auf 
dem Rathhauſe an. . { 

Die Bedingungen können in der Regiſtratur ein⸗ 
geſehen werden. 

Poſen, den 27. Januar 1848. 

Der Magiſtrat. 


Bekanntmachung. 
Die zum Nachlaſſe der verſtorbenen Seiſenſiederin 
Röschen Mülldauer zu Körnik gehörige, voll⸗ 


-Händig und vor einigen Jahren zum Theil neu ein⸗ 


gerichtete Seiſenſiederei, nebſt dem, mit den erfor⸗ 
derlichen Uteuſflien verſehenen Kaufladen, ſo wie 
eine Familien⸗Wobnung, ſoll anderweit 

vom Uſten April 1848 
auf 3 Jahre 

am l7ten März 1848 Vormittags 11 Uhr 
auf dem Rathhauſe zu Kornik meiſtbietend vermie⸗ 
thet werden. 

Jeder Licitant hat eine Kaution von 60 Rthlr. 
baar oder in Cours habenden Papieren zu erlegen, 
und hat der Meiflbietende, wenn ein dem bisherigen 
Geſchäftsbetriebe entſprechendes Gebot erreicht wird, 
ſofortigen Zuſchlag zu arwärtigen. 

Schrimm, den 31. December 1847. 

Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 


Bei meiner Anweſenheit in Poſen am ten je 
bruar c. wurde ich zu dem Kinderball der Bürger⸗ 
Reſſource als Gaſt eingeführt. Die getroffenen Ars 
rangements, ſo wie die ſehr gelungenen theatraliſchen 
Vorſtellungen haben mir unverhofft einen fo heiteren 
und genußreichen Abend bereitet, daß ich es mir 
nicht verſagen kann, meinen beſondern Dank dafür 
hier nochmals auszudrücken. Solche geſellige Unter⸗ 
haltungen können nur dazu beitragen, den verrufe⸗ 
nen Kaſtengeiſt zu entfernen, und den Geiſt des Vür⸗ 
gerthums und der Humanität immer mehr zu une 
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wir glauben vielmehr, daß dieſelbe aller Widerſprüche ungeachtet erfolgen muß, 
denn an Zeit zu Verathungen hierüber hat es wahrlich nicht gefehlt. Oder ſoll 
die Erledigung dieſes Gegenſtandes einer künftigen Generation vorbehalten 


Nen 


Ein Hauslehrer, evangeliſcher Konfeffion, der 
polniſchen Sprache mächtig und durch Zeugniſſe legi⸗ 
timirt, wind zu Oſtern d. J. aufs Land begehrt. 
Näheren Nachweis auf portofreie Anfrage ertheilt die 
Buchhandlung Gebrüder Scherk in Poſen. 


Eine große Herrſchaft, oder ein ganzer Güter⸗ 
Complexus, mit Forſten, wozu ein Angeld von 
1 bis 400,000 Rthlr. nöthig, wird zu kaufen ge⸗ 
ſucht. Genaue Anſchläge unter Adreſſe sub M. 
find in der hieſigen Zeitungs-Expedition franco ab⸗ 
zugeben. 


Drei Meilen von Poſen und anderthalb von der 
Warthe iſt eine Parcelle Wald von 123 Morgen, 
beſtehend aus Weißbuchen, Eichen, Fichten und Ers 
len, zu verkaufen. Nähere Auskunft No. 5. der 


Gerberſtraße beim Eigenthümer des Hauſes. 


\ 


Sapieha- Platz No. 3. sind die Bel -Etage, ganz 
neu restaurirt, so wie eine grosse Kellerwohnung, 
sogleich beziehbar, und eine Wohnung 3 Trep- 
pen hoch, zum 1. April a. c. zu vermiethen. 


An der Mühlſtraße No. 18. find vom Iſten April 
l. J. einige große und kleine Wohnungen mit Stall 
und Remiſe, wie auch mit einem Holzgelaß für 
Tiſchler zu vermiethen. 


Der Laden No. 19. St. Martin iſt zu vermiethen. 
Iwankowski. 


Landsfeld⸗Cigarren offerirt billigſt 
f N Wilh. Krengel, 


Breiteſtraße 30. 


ſette Sahn⸗Käſe empfiehlt billiaft 
Friedrichsſtraße No. 25... 


n e 


8 Sonnabend den I2ten Februar: 


285 Große Redoute 
e 


Große. 
E. Buſch, 


im Saale des Hotel de Saxe. 


